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Betr. Abgabenanderungsgesetz 2011 — do. GZ BMF-010000/0004-
VI/1/201 lBegutachtungsverfahren, Stellungnahme

Das Generalsekretariat der Osterreichischen Bischofskonferenz erlaubt sich, zu dem in
Begutachtung befindlichen Abgabenanderungsgesetz 2011 in offener Frist wie folgt
Stellung zu nehrnen:

Die Stellungnahrne betriffi einerseits die Forderung zur Authebung der Begrenzung
der Geltendrnachung von Beitragen an anerkannte Kirchen und Religionsgesell
schafien als Sonderausgaben mit € 200,--, und zwar ersatzlos, andererseits die Aus
weitung der MOglichkeit der Geldendrnachung von Spenden auch auf Spenden fir
kirchliche Zwecke irn Sinne §S 34 ffBAO.

1. Wegfall der Grenze von € 200,-- in § 18 EStG bezuglich der Beitrage an
anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften

Durch die Einfuhrung der Absetzbarkeit von Spenden fir rnildtatige Zwecke und
Zwecke der Entwicklungszusarnrnenarbeit einerseits und die geplante Ausweitung
dieser Absetzbarkeit von Spenden auf die irn Entwurf angefuihrten Zwecke ergibt sich
bezuglich der Absetzbarkeit der oben genannten Beitrage an anerkannte Kirchen und
Religionsgesellschafien eine nicht unwesentliche Anderung in der Vergleichbarkeit.

Sind einerseits die Beitrage an die anerkannten Kirchen und Religionsgesellschafien
weiter aufPflichtbeitrage beschrankt, andererseits Spenden in ihrer Absetzbarkeit be
zuglich der Spendenzwecke wesentlich ausgeweitet, so steilt sich die Frage der Ver
gleichbarkeit einerseits und die Frage der Begrenzung der Absetzbarkeit der Beitrage
an anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften auf€ 200,-- andererseits. Wiewohi
es sich bei den Beitragen urn Verpflichtungen der Mitglieder gegenuber den aner
kannten Kirchen und Religionsgesellschafien handelt, und nicht ubersehen wird, dass
Mitgliedsbeitrage an Vereine nicht absetzbar sind, ist bezuglich der anerkannten
Kirchen und Religionsgesellschaften der wesentliche Unterschied zu werten, dass es
sich bei Letzteren urn Korperschaften offentlichen Rechts handelt. Diesbezuglich darf
nicht ubersehen werden, dass die Beitrage an sonstige Korperschaften öffentlichen
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Rechts, wie z.B. die Kammern oder Sozialversicherungstrager, in voller HOhe die
Steuerbefreiung geniel3en.

War die Begrenzung der Absetzbarkeit der Beitrage an anerkannte Kirchen und
Religionsgesellschafien schon bisher eine Schlechterstellung gegenUber den Beitragen
an andere Korperschaften öffentlichen Rechts, so wird bei der Ausweitung der
Absetzbarkeit von Spenden bis zu 10% des steuerbaren Einkornrnens diese Be
grenzung noch unverständlicher.

Sind doch bei durchschnittlichen Einkornrnen 10% des steuerbaren Einkornrnens
wesentlichen rnehr als die eingezogene Freigrenze von € 200,-- pro Jahr.

Denkt man daran, dass die Kirchenbeitrage bei der Katholischen Kirche auch bei
hohen Einkommen kaum rnehr als 1% des steuerbaren Einkommens betragen, fällt der
Vergleich mit der Freigrenze von 10% bei Spenden noch wesentlich ungUnstiger zu
Lasten der Kirchenbeitrage aus.

Diesbezuglich wird zu uberlegen gegeben, ob in der Vergleichbarkeit mit den Bei
trägen zu anderen Korperschaften bffentliche Rechts einerseits und der Freigrenze ;fIir
die Spenden andererseits nicht eine Ungleichbehandlung der anerkannten Kirchen ünd
Religionsgesellschafien vorliegt, weiche dern Gleichheitsprinzip des Artikel 7 B-VG
widerstreitet.

Wenn hingegen die Freigrenze von € 200,-- ersatzlos entfällt, ist eine Gleichbe
handlung hergesteilt, auch wenn diese Beitrage in die 1 0%-Grenze aus fiskalischen
Gründen einbezogen werden soilten, wogegen von Seiten des Generalsekretariates der
Osterreichischen B ischofskonferenz kein Einwand bestUnde.

2. Steuerbefreiung von Spenden für kirchliche Zwecke

Durch die Ausweitung der Spendenabsetzbarkeit irn Entwurf ist eine Ausweitung. weit
über die Mildtatigkeit und Entwicklungszusarnrnenarbeit hinaus gegeben In diesem
Zusammenhang ist es kaurn einzusehen, dass kirchliche Zwecke, die nach den Bestim
mungen der BAO genauso zu begunstigen sind, wie mildtatige Zwecke, nicht in die
Spendenabsetzbarkeit einbezogen werden. Gedacht ist hier vor allern fUr die Zwecke
der Errichtung und Erhaltung kirchlicher Gebäude, insbesondere von Gottesdienst
stätten und Versarnmlungsraumen sowie den Räumen der religionsgesellschafflichen
oder kirchlichen Administration.

In diesem Zusammenhang wird nicht Ubersehen, dass die Erhaltungskosten bei jenen
Gebäuden, weiche unter Denkrnalschutz stehen, schon bisher in die Spendenbefreiung
einbezogen sind, doch würde der Verzicht auf den ,,Umweg” Uber das Bundesdenk
malamt eine wesentliche administrative Erleichterung für diese Spenden mit sich
bringen und somit die Kosten der staatlichen Administration diesbezuglich mini

mieren. Bezuglich der Auswirkungen dieser Anregung wird auf die vorliegenden
Untersuchungen der Umwegrentabilitat dieser kirchlichen und religionsgesell
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schafihichen Ausgaben erwähnt, insbesondere, wenn es sich urn die Erhaitung des
unverzichtbaren österreichischen Kulturguts und seine frerndenverkehrswirksarne
Auswirkung handeit. Die österreichische Wirtschaft, insbesondere die ortsgebundenen
Unternehrnungen, werden dadurch nicht unwesentlich beschaffigt, ebenso wird die
Gastronornie und das Beherbergungsgewerbe wesentlich angekurbelt.

Andererseits soil und muss daraufhingewiesen werden, dass die pfarriichen Zentren
insbesondere der Kathoiischen Kirche in Osterreich die soziaie Identität insbesondere
des ländiichen Raumes fOrdern und aufrecht erhalten. Ohne diese Zentren ware die
lokale Biidung, insbesondere durch die Erwachsenenbildungseinrichtungen der Katho
iischen Kirche, aber auch das gesamte geseiischaftuiche Leben in den Pfarren nicht
rnogiich. Nicht ubersehen werden darf auch, dass diese Gebaude nicht nur der kirch
lichen Betreuung, sondern in den meisten Fallen der gesamten Sozialstruktur in den
kleinen Räurnen dienen und diese aufrecht erhalten. Damit ist aber auch das örtiiche
Vereinsieben und die Ortiiche Strukturerhaitung im Sinne eines soziaien Netzwerkes
erst ermogiicht. Tm Jahr des ,,Ehrenarntes muss auch dieser wichtige Aspekt gewertet
werden.

Solite den Spenden für kirchiiche Zwecke keine Gleichbehandiung mit den be
gUnstigten Zwecken zukommen, so bedeutet dies für alle anerkannten Kirchen und
Religionsgesellschaften eine Signalwirkung, die zeichenhaft für eine fehiende Wert
schatzung der vielfhltigen Tatigkeit der anerkannten Kirchen und Religionsgesell
schaften zum Wohl der Osterreicherinnen und Osterreicher zeigen wUrde. Das
Generalsekretariat der Osterreichischen Bischofskonferenz nimmt nicht an, dass em
soiches Zeichen mangeinder Wertschatzung bei der Mehrheit der Osterreicherinnen
und Osterreicher auf entsprechendes Verstandnis und Gutheii3ung stol3en würde. Auch
unter diesen Uberiegungen wird daher ersucht, die Spenden für kirchliche Zwecke
ebenfalls in den begUnstigten Kreis der Spenden aufzunehmen.

Der groi3te Teil der kirchlichen Tatigkeit ist auf das Wohlergehen des Menschen und
das Heil des Menschen gerichtet. Wird nunrnehr der begunstigte Zweck in § 4a)

Absatz 2 Ziffer 3 EStG auf Urnwelt-, Natur- und Atemschutz einerseits und auf die
Betreuung von Tieren entsprechend dem Tierschutzgesetz im Rahmen eines behOrd
lich genehrnigten Tierheimes andererseits erweitert, so ist nicht leicht zu verstehen,
dass, sosehr die Katholische Kirche diese begunstigten Zwecke ernst nimmt und
fOrdert, der Schutz der Urnwelt, der Natur, der Arten und die Betreuung von Tieren in
Tierheirnen der Forderung des Wohlergehens und des Heiles der Menschen voran
gesteilt werden.

Die Signalwirkung, weiche mit der Abiehnung des Vorschlages des General
sekretariates der Osterreichischen Bischofskonferenz verbunden ware, ware für die
Osterreicherinnen und Osterreicher verheerend. Es würde damit gezeigt, dass die
Forderung menschiichen Lebens und menschiichen Seins und die Betreuung auch irn
Hinblick aufphysisches und psychisches Wohlergehen den nunrnehr zusatzlich
geforderten Zwecken, wie sie oben genannt sind, untergeordnet würde. Das hiei3e aber,
das Wohl der Menschen schiechter zu stellen, ais die genannten begunstigten Zwecke.
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3. Erfüllung von Aufgaben durch die Katholische Kirche — Auswirkung auf
die Budgets der öffentlichen Hand

Bei der Uberlegung der Erfüllung der kirchlichen Forderungen in Bezug auf die Auf
hebung der Freigrenze bei den Kirchenbeitragen einerseits und Absetzbarkeit der
Spenden für kirchliche Zwecke andererseits darfnicht vergessen werden, weiche
Auswirkungen die Tatigkeit der anerkannten Kirchen und Religionsgesellschafien in
Osterreich auf die Budgets der öffentlichen Hand hat.

Diese Auswirkungen sind durchaus positiv.

Es wird angeregt, einrnal durchzurechnen, was die Offentliche Hand für Mehrkosten
hätte, wenn die anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften ihre Tatigkeit zurn

Wohi der Zivilgesellschaft in Osterreich einstellen würden.

Allein, was durch die FUhrung der Katholischen Privatschulen für fast 80.000 Schüler
in Osterreich erspart wird, ferner durch die Fuhrung der Padagogischen Hochschulen,
wo em gutes Drittel aller Lehrer für die Pflichtschulen ausgebildet, alle Religionslehrer
särntlicher anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften ausgebildet und überdies
em groBer Prozentsatz aller Lehrer an Pflichtschulen und Höheren Schulen fort- und
weitergebildet wird.

Die Kosten, die den kirchlichen Schulerhaltern durch die Besoldung des Nichtlehrer
personals einerseits und die Bezahiung des gesarnten Sachaufwands, Bauaufwands und
Bauerhaltungsaufwand erwachsen, wären durchzurechnen.

Em weiterer Bereich ist der Bereich der kirchlich gefIthrten Krankenanstalten, weiche
bekanntlicher Weise wesentlich kostengunstiger arbeiten als die ubrigen öffentlichen
Krankenanstalten, weiche von Seiten von Gebietskorperschaften erhalten werden.

Dass em Grol3teil der Linderung der Armut irn Land und der Beherbergung und
Forderung von Behinderten irn Land durch karitative Einrichtungen der anerkannten
Kirchen und Religionsgesellschafien erbracht wird, braucht nicht eigens dargesteilt zu
werden, diese Tatsache sei als ailgernein bekannt vorausgesetzt.

Uberdies wird em sehr groBer Teil der Kosten der Entwicklungszusammenarbeit aus
kirchlichen Mittein und Sarnrnlungsertragen finanziert, ohne diese kirchliche Arbeit in
der Entwicklungszusarnrnenarbeit wUrde die diesbezuglich schon sehr negative Bilanz
Osterreichs auf so wichtigen Gebiet noch viel schlechter ausfallen als dies leider der
Fall ist.

Sicher wird von der Katholischen Kirche anerkannt, dass in der Steuerbegunstigung
der rnildtatigen Zwecke und der Zwecke der Entwicklungszusammenarbeit schon em
groBer Teil der kirchlichen Arbeit steuerlich berucksichtigt und begunstigt wird, was
die diesbezuglich gegebenen Spenden betriffi.
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Dadurch könnte aber die Forderung der anderen kirchlichen Zwecke budgetar
wesentlich kleinere Auswirkungen haben, als wenn keinerlei Zwecke, weiche von der
Kirche erfliult werden, begunstigt würden.

Das Generalsekretariat der Osterreichischen Bischofskonferenz beantragt, die beiden
Anderungen in den Entwurf aufzunehrnen und gibt gleichzeitig bekannt, dass die
Stellungnahrne an den Osterreichischen Nationairat mittels E-Mail auf die
Begutachtungshomepage der Parlarnents überrnittelt wurde.

Mit freundlichen GrüBen

(MMag Dr Peter Schipka)
,•‘ Generalsekretar

\\7dierreichischen Bischofskonferenz

An das
Bundesministeriurn
für Finanzen
Hintere Zollarntsstrai3e 2b
1030 Wien
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